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Leistungsort bei 

Kreditkartenab-
rechnungen muss 

ausgewiesen sein 
 
Viele Unternehmen ver-

kaufen Waren und Dienst-

leistungen online und las-

sen sich den Betrag mit 

PayPal oder Kreditkarten 

gutschreiben. Die Bestel-

lungen und die Kunden-

Korrespondenz werden 

ebenfalls online abgewi-

ckelt. 

Für die Mehrwertsteuer 

muss der eindeutige 

Nachweis erbracht werden, 

ob Leistungen im Inland 

erbracht oder ins Ausland 

exportiert werden. Für Lie-

ferungen ins Ausland ist 

keine Schweizer Mehr-

wertsteuer geschuldet.  

PayPal- und Kreditkarten-

Abrechnungen werden von 

der Steuerverwaltung 

nicht als Nachweis für den 

Sitz des Kunden und somit 

nicht als Nachweis für den 

Leistungsort akzeptiert.  

Damit keine Probleme mit 

der Mehrwertsteuer-Ab-

rechnung entstehen, ist es 

zu empfehlen, Rechnungen 

an die Kunden zu versen-

den. Am besten gleich mit 

der Lieferung auf Papier 

oder per .pdf online. Der 

Nachweis für eine Liefe-

rung ins Ausland kann mit 

der Quittung des Spedi-

teurs oder einer Postquit-

tung unterstützt werden. 

 

Kündigung von 

Pensionierten nicht 

missbräuchlich 
 

Eine Privatschule kündigte 

einem 70-jährigen Fach-

lehrer mit der Begrün-

dung, er sei zu alt. 

Der Lehrer gelangte bis 

ans Bundesgericht mit der 

Meinung, dass das Alter 

als Kündigungsgrund 

missbräuchlich sei. Er for-

derte forderte 25'000 

Franken Entschädigung 

vom Arbeitgeber. Das 

Bundesgericht wies sein 

Begehren ab und ent-

schied, dass eine Kündi-

gung bei Erreichen des 

Pensionsalters nicht miss-

bräuchlich sei. Es entspre-

che einem legitimen sozi-

alpolitischen Ziel, eine 

ausgewogene Altersstruk-

tur zu schaffen und die 

berufliche Eingliederung 

jüngerer Arbeitnehmer zu 

fördern. 

(BGE 4A_399/2013 vom 

17. Februar 2014)  

 

Wechsel des 
Hauptsteuerdo-

mizils ins Ausland 
verlangt nach 

neuem ausländi-
schen Wohnsitz 
 

Für eine Wohnsitzverle-

gung ins Ausland genügt 

es nicht, die Verbindung 

zu bisherigen Wohnsitz zu 

lösen. Wichtig ist, dass 

nach den gesamten Um-

ständen ein neuer Wohn-

sitz im Ausland begründet 

worden ist und dieser auch 

u.a. mit sozialen Kontak-

ten nachgewiesen werden 

kann. (Quelle: BGE 

2C_92/2012 vom 17.8. 

2012)  

 
Verlustvortrag nach 

positiver 
Veranlagung nicht 

nachholbar 
 

Hat es eine steuerpflichti-

ge Person versäumt, in 

einer früheren Steuerperi-

ode einen Verlust bzw. ei-

nen Verlustvortrag vom 

Reingewinn abzuziehen, 

kann die Verlustverrech-

nung in einer späteren 

Steuerperiode nicht nach-

geholt werden.  

 

Verluste sind immer im 

nächstmöglichen Jahr mit 

dem Gewinn zu verrech-

nen; Verzögerungen sind 

nicht erlaubt. Denn eine 

positive Gewinneinschät-

zung schliesst die Feststel-

lung mit ein, dass kein 

verrechenbarer Verlustvor-

trag (mehr) vorhanden ist. 

(Quelle: BGE 2C_696/ 

2013 vom 29.4.2014)  

 

Erlassen von 
Darlehensschuld 

gilt als Einkommen 
 

Im vorliegenden Gerichts-

fall hat ein Arbeitgeber 

seinem 66-jährigen Mitar-

beiter eine Darlehens-

schuld von Fr. 90'000.- 

erlassen. 

Februar 2015  



Das Kantonale Steueramt 

St. Gallen besteuerte den 

Erlass des Darlehens zu-

sammen mit dem übrigen 

Einkommen zum Normal-

satz und liess auf Einspra-

che hin nur AHV- und ALV-

Beiträge in der Höhe von 

Fr. 5'500.- zum Abzug zu. 

Das Bundesgericht wies 

die Beschwerde des Ar-

beitnehmers ab und quali-

fizierte die erlassene Dar-

lehensschuld ebenfalls als 

Einkommen. (Quelle: BGE 

2C_931/2013 vom 

6.9.2014)  

 

Korrekte 
Verbuchung von 

Umrechnungsdiffe-
renzen zwingend 
 

2009 entschied das Bun-

desgericht, dass die nicht 

geschäftsmässig be-

gründeten Umrechnungs-

differenzen steuerneutral 

im Eigenkapital zu ver-

buchen seien. Im Gegen-

satz zu den tatsächlich 

realisierten  Wechsel-

kursdifferenzen, die über 

die Erfolgsrechnung ver-

bucht werden. 

Auch wenn ein Steuer-

pflichtiger in langjähriger 

Praxis die Differenzen alle 

erfolgswirksam verbucht 

hat, kann er nicht darauf 

bestehen, dass die Steu-

erbehörde dies duldet. 

(Quelle: BGE 2C_527/ 

2013 und 2C_528/2014  

vom 8.6.2014)  
 
Missbräuchliche 

Kündigung trotz 
Bemühungen des 

Arbeitgebers 
 

Der vor Bundesgericht ge-

langte Mitarbeiter war 

während 35 Jahren gut 

und loyal als Key-Account-

Manager für die Arbeitge-

berin tätig. 

Innerhalb von fünf Jahren 

erlitt er zwei Burn-outs, 

worauf das Unternehmen 

mit zahlreichen Massnah-

men versuchte, den Mitar-

beiter wieder in den Ar-

beitsprozess einzugliedern. 

Trotz dieser Massnahmen 

konnten jedoch nicht alle 

Konflikte ausgeräumt wer-

den. Da die Arbeitsleistun-

gen nicht genügend wa-

ren, kündigte die Arbeit-

geberin dem Mitarbeiter 

und stellte ihn per sofort 

frei.  

Vor Gericht machte der 

Arbeitnehmer im Wesentli-

chen geltend, die Kündi-

gung sei missbräuchlich 

erfolgt. Alle Gerichtsin-

stanzen bestätigten diese 

Auffassung.  

Das Bundesgericht aner-

kannte zwar, dass die Ar-

beitgeberin nicht untätig 

geblieben war und aktiv 

versucht hatte, die Kon-

flikte zu beheben und das 

Stresspotenzial zu verrin-

gern. Bei älteren Ar-

beitnehmern mit langer 

Beschäftigungsdauer sei 

die Fürsorgepflicht jedoch 

erweitert.  

 

Die Arbeitgeberin habe nie 

klar signalisiert, dass die 

gerügten Mängel einen 

Schweregrad aufweisen 

würden, der bei Nichtbe-

hebung eine Auflösung des 

Arbeitsverhältnisses nach 

sich ziehen würde. Vor der 

Kündigung wäre die Ar-

beitgeberin daher gehalten 

gewesen, den Arbeit-

nehmer in einem Gespräch 

nachdrücklich auf die Fol-

gen seiner Unterlassungen 

hinzuweisen und ihm mit 

Fristansetzung und Ziel-

vereinbarung eine letzte 

Chance einzuräumen, sei-

ner Arbeitspflicht in genü-

gendem Masse nachzu-

kommen. (Quelle: BGE 

4A_384/ 2014 vom 

12.11.2014)  

 
Recht auf Einsicht 

in die Personalakte 
 

Der Mitarbeiter hat ein 

Recht, seine Personalakte 

vollständig einzusehen. 

Dazu gehören neben den 

Angaben von Name, Ge-

burtsdatum, AHV-Nr. usw. 

auch die Angaben zu Qua-

lifikationen. Der Arbeitge-

ber muss diese Angaben 

dem Mitarbeiter schriftlich 

(Kopie) und kostenlos 

überlassen. 

Die Angaben in der Perso-

nalakte müssen zudem 

stimmen. Andernfalls kann 

der Mitarbeiter eine Kor-

rektur verlangen. Ist dies 

strittig, kann der Mitarbei-

ter einen Bestreitungs-

vermerk im Dossier ein-

tragen lassen. So ist aus 

den Akten ersichtlich, dass 

der Arbeitnehmer mit der 

Einschätzung nicht einver-

standen ist.  
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